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5. die verteilbare Finanzausgleichsmasse dem für 
das Abrechnungsjahr geltenden Gemeindefinan­
zierungsgesetz; 

6. die von jeder Gemeinde im Abrechnungsjahr ge­
leisteten erhöhten Gewerbesteuerumlagen gemäß 
§ 6 Absatz 3 und 5 Gemeindefinanzreformgesetz 
den Festsetzungen auf Grund der Verordnung über 
die Aufteilung und Auszahlung des Gemeindean­
teils an der Einkommensteuer und die Abführung 
der Gewerbesteuerumlage in der zum Zeitpunkt 
der Festsetzung geltenden Fassung. " 

7. § 10 wird wie folgt geändert: 

Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

"Abweichend von Satz 2 erfolgt eine Auszahlung kor­
rigierter Abrechnungsbeträge der Jahre 2007 bis 2009 
und eine Auszahlung der Abrechnungsbeträge der 
Jahre 2010 und 2011 nach Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Änderung des Einheitslastenabrechnungsgesetzes 
NRW vom 3. Dezember 2013 (Gv. NRW S. 724)." 

8. Nach § 10 wird folgender § 10a eingefügt: 

,,§ 10a 
Bedarfsumlage für die Abrechnung 

der Jahre 2009 bis 2011 

(1) Abweichend von 

1. § 56c Satz 1 Kreisordnung für das Land Nord­
rhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 14. Juli 1994 (Gv. NRW S. 646), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 1. Okto­
ber 2013 (Gv. NRW S. 564), beziehungsweise 

2. § 23c Satz 1 Landschaftsverbandsordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gv. NRW 
S. 657), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Geset­
zes vom 23. Oktober 2012 (GV. NRW S. 474), 

können Gemeindeverbände eine Umlage erheben, 
auch ohne dass im Haushaltsjahr 2013 eine Inan­
spruchnahme des Eigenkapitals erfolgt ist. Die Höhe 
der Umlage nach Satz 1 darf den Differenzbetrag der 
für die Abrechnung der Jahre 2009 bis 2011 gebilde­
ten Rückstellungen und den festgesetzten Abrech­
nungsbeträgen für die Jahre 2009 bis 2011 nicht über­
steigen. 

(2) Die Umlage nach Absatz 1 kann in den Haushalts­
jahren 2013 und 2014 erhoben werden. 

(3) Umlagegrundlagen sind die Umlagegrundlagen 
des zum Zeitpunkt der Erhebung maßgeblichen 
Gemeindefinanzierungsgesetzes sowie die Abrech­
nungsbeträge der umlagezahlenden Kommunen nach 
Maßgabe dieses Gesetzes für die Jahre 2009 bis 2011. 

(4) Bei Erhebung einer Sonderumlage nach § 56c 
Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen darf 
der durch die Umlage nach Absatz 1 erhobene Betrag 
nicht erneut berücksichtigt werden. Satz 1 gilt ent­
sprechend für die Erhebung einer Sonderumlage nach 
§ 23c Landschaftsverbandsordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen." 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 3. Dezember 2013 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein -Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Finanzminister 

Dr. Norbert W al t e r - B o r  j a  n s 
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Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  

- Gv. NRW 2013 S. 724 

Zweites Gesetz zur 
Änderung des Stärkungspaktgesetzes 

Vom 3. Dezember 2013 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Zweites Gesetz zur 
Änderung des Stärkungspaktgesetzes 

Das Stärkungspaktgesetz vom 9. Dezember 2011 (GV. 
NRW S. 662), geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur 
Änderung des Stärkungspaktgesetzes vom 16. Juli 2013 
(Gv. NRW S. 489), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird die Angabe ,,310 000 000" durch 
die Angabe ,,296 578 000" ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

,,(3) Die Kommunen erbringen die Komplementär­
mittel gemäß Absatz 2. In den Jahren 2014 bis 2020 
trägt der Landeshaushalt jeweils 90 789 000 Euro 
des für diese Jahre vorgesehenen Betrages. Die 
Kommunen beteiligen sich an der Finanzierung 
der Konsolidierungshilfen durch einen Abzug bei 
der Finanzausgleichsmasse der Gemeindefinanzie­
rungsgesetze in Höhe von 65 000 000 Euro im Jahr 
2012 und 115 000 000 Euro in den Jahren 2013 bis 
2020. Die weiteren Komplementärmittel in Höhe 
von 90 789 000 Euro in den Jahren 2014 bis 2020 
werden durch eine Solidaritätsumlage erbracht. 
Zusätzlich werden durch die Solidaritätsumlage 
70 000 000 Euro in den Jahren 2021 und 2022 
erbracht. Diese Einnahmen stehen dem Landes­
haushalt zu." 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

,,(4) Die Solidaritätsumlage in Höhe von 
90 789 000 Euro in den Jahren 2014 bis 2020 und 
70 000 000 Euro in den Jahren 2021 und 2022 
erbringen Gemeinden, bei denen nach Maßgabe 
der jeweiligen Gemeindefinanzierungsgesetze die 
Steuerkraftmesszahl die Ausgangsmesszahl im 
aktuellen Jahr übersteigt und in mindestens zwei 
der vier vorangegangenen Jahre überstiegen hat. 
Die Höhe des Anteils an der Solidaritätsumlage 
für die jeweilige Gemeinde bestimmt sich nach 
einem jährlich zu errechnenden Prozentsatz des 
Betrages, um den die Steuerkraftmesszahl die Aus­
gangsmesszahl im aktuellen Jahr übersteigt (über­
schießende Steuerkraft). Der jährlich zu errech­
nende Prozentsatz ergibt sich aus dem Verhältnis 
des Betrags der Solidaritätsumlage zu der Summe 
der überschießenden Steuerkraft aller Gemeinden 
nach Satz 1. Der Prozentsatz beträgt maximal 25 
Prozent und wird durch das für Kommunales 
zuständige Ministerium bekanntgegeben. Soweit 
25 Prozent in den Jahren 2014 bis 2020 nicht aus­
reichen, um die Solidaritätsumlage zu erbringen, 
wird der fehlende Betrag aus dem Landeshaushalt 
aufgestockt. Gemeinden, die nach § 3 oder § 4 am 
Stärkungspakt teilnehmen, werden nicht zur Soli­
daritätsumlage herangezogen." 

d) Folgende Absätze 5 und 6 werden eingefUgt: 

,,(5) Die Solidaritätsumlage gemäß Absatz 4 wird 
mit je einem Viertel zu den in der jeweils geltenden 
Verordnung über die Aufteilung und Auszahlung 
des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer und 
die Abführung der Gewerbesteuerumlage genann­
ten Terminen für die Abschlagszahlungen fällig. 
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Sie kann mit Zahlungen des Landes verrechnet 
werden. 

(6) Muss eine Gemeinde in drei aufeinander fol­
genden Jahren für die Solidaritätsumlage und die 
allgemeine Kreisumlage mehr als 90 Prozent ihrer 
Einnahmen aus der Gewerbesteuer abzüglich der 
Gewerbesteuerumlage, zuzüglich der Grundsteuer 
A und B, ihres Anteils an der Einkommensteuer 
sowie der den Gemeinden nach dem jeweils gelten­
den Gemeindefinanzierungsgesetz zufließenden 
sonstigen Kompensationsleistungen und ihres 
Anteils an der Umsatzsteuer aufbringen, wird ihr 
der im dritten Jahr die 90 Prozent übersteigende 
Betrag bis zur Höhe ihres Anteils an der Solidari­
tätsumlage auf Antrag erstattet. Die Voraussetzun­
gen nach Satz 1 sind im Antrag nachzuweisen. Er 
ist bis zum 30. Juni des Folgejahres bei der nach 
§ 10 Absatz02 zuständigen Bezirksregierung zu 
stellen. " 

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 7. 

2. In § 3 Satz 1 wird die Angabe ,,4" durch die Angabe 
,, 7" ersetzt. 

3. In § 5 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,,4" durch die 
Angabe" 7" ersetzt. 

4. § 10 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Die Bezirksregierung setzt durch Verwaltungsakt 

1. die pflichtig und die auf Antrag teilnehmenden 
Gemeinden, 

2. die Höhe der jährlichen Konsolidierungshilfe, 

3. die Höhe der von der Gemeinde zu zahlenden Soli­
daritätsumlage und 

4. die Entscheidung über den Antrag gemäß § 2 Ab-
satz 6 fest. 

(2) Zuständig ist die örtlich zuständige Bezirksregie­
rung. 

(3) Rechtsbehelfe gegen die Festsetzung der Solidari­
tätsumlage haben keine aufschiebende Wirkung." 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. 

Düsseldorf, den 3. Dezember 2013 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Der Finanzminister 

Dr. N orbert W a l t e r - B o r  j a n s  

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä g e r  

- Gv. NRW 2013 S. 726 
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Viertes Gesetz 
zur Änderung des Landesforstgesetzes 

Vom 3. Dezember 2013 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Viertes Gesetz 
zur Änderung des Landesforstgesetzes 

Artikel 1 

Das Landesforstgesetz in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 24. April 1980 (Gv. NRW S 546), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. März 2010 
(GV. NRW S. 185), wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Wald im Sinne dieses Gesetzes sind nicht 

1. Weihnachtsbaum- und Schmuckreisigkulturen und 

2. zu Wohnbereichen gehörende Parkanlagen. 

Abweichend von Satz 1 Nummer 1 sind Wald im Sinne 
dieses Gesetzes die der Forstbehörde angezeigten 
Waldfiächen, die als Weihnachtsbaum- und Schmuck­
reisigkulturen im nachgewiesenen Gesamtumfang von 
weniger als 2 Hektar Waldfläche eines Waldbesitzers 
genutzt werden und nicht in Nachbarschaft zu ande­
ren als Weihnachtsbaum- und Schmuckreisigkulturen 
genutzten Waldflächen liegen, sowie die als Weih­
nachtsbaum- und Schmuckreisigkulturen genutzten 
Waldflächen unter Energieleitungen. 

Für die Nutzung von Waldflächen als Weihnachtsbaum 
und Schmuckreisigkulturen, die bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes angelegt worden sind, ist § 1 Absatz 2 
des Landesforstgesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 24. April 1980 (Gv. NRW S. 546), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 16. März 
2010 (Gv. NRW S. 185) geändert worden ist, bis zum 
31. Dezember 2028 anzuwenden. Wird diese Nut­
zungsart nicht bis zum 31. Dezember 2028 durch 
waldbauliche Maßnahmen, die der Forstbehörde vor 
Beginn anzuzeigen sind, in eine Waldnutzung über­
führt, bedarf sie ab dem 1. Januar 2029 einer Geneh­
migung der Forstbehörde nach § 39 Landesforstge­
setz, es sei denn, es handelt sich um eine Waldfläche 
im Sinne des Satzes 2. Die Forstbehörde kann die 
angezeigten Maßnahmen zur Überführung in eine 
Waldnutzung versagen oder von Nebenbestimmungen 
abhängig machen, wenn sie nicht den Kennzeichen 
einer ordnungsgemäßen Forstwirtschaft entsprechen. 

Schließt der Betreiber einer auf Waldflächen bis zum 
Inkrafttreten dieses Gesetzes angelegten Weihnachts­
baum- und Schmuckreisigkultur spätestens drei Jahre 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes mit der Forstbe­
hörde unter Zustimmung des Waldbesitzers einen 
öffentlich-rechtlichen Vertrag über einen umweltver­
träglichen Weihnachtsbaum- und Schmuckreisigan­
bau unter besonderer Berücksichtigung der konkreten 
Standortverhältnisse ab, ist § 1 Absatz 2 in der Fas­
sung des Gesetzes vom 24. April 1980 (Gv. NRW 
S. 546), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
16. März 2010 (Gv. NRW S. 185) geändert worden ist, 
für die Dauer der Vertragslaufzeit anzuwenden." 

2. § 10 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Der Wald ist im Rahmen seiner Zweckbestim­
mung ordnungsgemäß und nachhaltig zu bewirtschaf­
ten. Der Waldboden und seine Fruchtbarkeit sind zu 
erhalten; die Ertragskraft darf nicht beeinträchtigt 
werden. Als Beeinträchtigung gelten insbesondere 
Streunutzung, Plaggenhieb, Stockrodung, Ganzbau­
mentnahme, Tiefenfräsung, Erosion oder großflächige 
Verdichtung. " 

3. § 70 Absatz 1 Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

,,4. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 3 die Ertragskraft des 
Waldbodens durch Streunutzung, Plaggenhieb, Tie­
fenfräsung, Stockrodung oder Ganzbaumentnahme 
beeinträchtigt. " 
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